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An die Mitglieder
-         des Ausschusses für Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit des Deutschen

Bundestages
-         des Ausschusses für Wirtschaft und Energie des Deutschen Bundestages

Sehr geehrte Mitglieder des Deutschen Bundestages,

am 2. Februar 2019 hat das Nationale Begleitgremium (NBG) in Berlin eine öffentliche
Veranstaltung zu Geologiedaten und Geologiedatengesetz ausgerichtet. Die Resonanz
auf der Veranstaltung hat abermals den Bedarf an einer soliden, verfassungskonformen
Rechtsgrundlage für die Veröffentlichung der geologischen Daten im
Standortauswahlverfahren gezeigt. Vor diesem Hintergrund übermitteln wir Ihnen
Empfehlungen des NBG an den Deutschen Bundestag zur weiteren Befassung mit
diesem Thema.

Mit freundlichen Grüßen

Prof. Dr. Miranda Schreurs
Ko-Vorsitzende

Anlage

i.A. Yvonne Hellwig
Geschäftsstelle Nationales Begleitgremium
Geschäftszimmer

Bismarckplatz 1
14193 Berlin
Tel.: +49 (0) 30 8903 5655
E-Mail: Yvonne.Hellwig@Nationales-Begleitgremium.de

www.nationales-begleitgremium.de

Unterlage TOP 4 / 27. Sitzung des NBG

Prof. Dr. Klaus Töpfer 
Ko-Vorsitzender
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Öffentliche Veranstaltung des Nationalen Begleitgremiums (NBG) zu  


Geologiedaten und Geologiedatengesetz am 2. Februar 2019 –  


Empfehlungen des NBG an den Deutschen Bundestag  


Datum: 12.03.2019 


Der Bedarf einer Rechtsgrundlage für die umfassende Veröffentlichung aller im Standortauswahl-


verfahren relevanten geologischen Daten war bereits bei der Verabschiedung des novellierten 


Gesetzes zur Suche und Auswahl eines Standortes für ein Endlager für hochradioaktive Abfälle 


(Standortauswahlgesetz - StandAG) im März 2017 bekannt. Schon 2016 hatte das Bundesministe-


rium für Wirtschaft und Energie (BMWi) der Kommission Lagerung hoch radioaktiver Abfallstoffe 


(„Endlagerkommission“) ein umgehendes Gesetzgebungsverfahren für ein Geowissenschaftsdaten-


gesetz, heute: Geologiedatengesetz (GeolDG) zugesagt. Das NBG hat am 2. Februar 2019 in Berlin 


eine öffentliche Veranstaltung zu Geologiedaten und GeolDG unter dem Titel „Geologische Daten 


im Brennpunkt: Transparenz als Voraussetzung für ein erfolgreiches Standortauswahlverfahren“ 


(Programm) durchgeführt. Ein Gesetzentwurf lag nicht vor, das zuständige Referat im BMWi  


präsentierte jedoch einen Zwischenstand. Die Resonanz auf der Veranstaltung am 2. Februar 2019 


hat den Bedarf an einer soliden, verfassungskonformen Rechtsgrundlage für die Veröffentlichung 


der geologischen Daten gezeigt.  


Vor diesem Hintergrund gibt das NBG dem Deutschen Bundestag folgende  


Empfehlungen (gemäß § 8 Abs. 1 S. 3 StandAG): 


Der Deutsche Bundestag möge 


1. dem GeolDG eine angemessene Priorität einräumen.  


2. ein Gesetz beschließen, das dem Transparenzgebot des StandAG gerecht wird.  


3. erwägen, inwieweit es regelungssystematisch ein zielführender Ansatz wäre,  


im GeolDG einen eigenen Abschnitt für die Geologiedaten im Standortauswahlver-


fahren einzufügen. In diesem Zusammenhang sind möglicherweise auch Fragen 


nach Entschädigungszahlungen zu klären. 


4. sicherstellen, dass ein GeolDG nicht zu einem Rückschritt wird und hinter  


bestehende rechtliche Grundlagen zurückfällt.  


5. Maßnahmen ergreifen und sich für die Bereitstellung finanzieller Mittel einsetzen,  


um die erforderliche Datendigitalisierung zu ermöglichen und beschleunigen.  


6. prüfen, ob und in welcher Weise vereidigte Vertrauenspersonen/ein Vertrauensgre-


mium eingesetzt werden können, sollten im Rahmen eines verfassungskonformen 


Gesetzes für die Veröffentlichung eines Teils der Daten weiterhin Einzelfallabwä-


gungen erforderlich sein.  


7. insgesamt der Schaffung guter Voraussetzungen für das gesamte Standortaus-


wahlverfahren hohe Priorität einräumen. 


Erläuterungen nachfolgend. 



http://www.nationales-begleitgremium.de/SharedDocs/Downloads/DE/Downloads_Geodaten-im-Brennpunkt_2.2.19/Programmflyer.pdf?__blob=publicationFile&v=7
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1. Der Deutsche Bundestag möge dem GeolDG eine angemessene Priorität einräumen. 


Das NBG empfiehlt dem Deutschen Bundestag, seine abwartende Haltung aufzugeben und enga-


giert eine zügige rechtliche Regelung einzufordern sowie mit zu ermöglichen. Es sollte alles dafür 


getan werden, weitere Verzögerungen zu verhindern, denn diese lassen bereits zu einem frühen 


Zeitpunkt deutliche Zweifel an der glaubwürdigen Durchführbarkeit des anspruchsvollen Standort-


auswahlverfahrens aufkommen. Das Parlament möge sich nicht durch die aktuell noch verhältnis-


mäßig geringe Aufmerksamkeit in der Bevölkerung für das Thema täuschen lassen. Die Folgen  


einer ausbleibenden Regelung würden im Verlauf des Verfahrens, sobald Teile der Gesellschaft 


stärker zu Betroffenen werden, schon in absehbarer Zeit massiv zutage treten und mutmaßlich  


für eine erhebliche Infragestellung des Verfahrens sorgen. Dies tritt spätestens ein, wenn die  


Bundesgesellschaft für Endlagerung mbH (BGE) ihren Zwischenbericht Teilgebiete nach § 13 Abs. 


2 StandAG vorlegen muss, jedoch nicht sämtliche für die getroffene Auswahl entscheidungserhebli-


chen Tatsachen und Erwägungen zu veröffentlichen vermag. 


2. Der Deutsche Bundestag möge ein Gesetz beschließen, das dem Transparenzgebot 


des StandAG gerecht wird.  


Die Veröffentlichung sämtlicher für das Standortauswahlverfahren entscheidungsrelevanter Geolo-


giedaten ist im überwiegenden öffentlichen Interesse erforderlich. Nur durch die Veröffentlichung 


der Daten ist die Nachvollziehbarkeit des Verfahrens möglich und kann das erforderliche Vertrauen 


der Bürger*innen in den Prozess entstehen. Zur Auflösung eventueller Konflikte betreffend die Ver-


öffentlichung scheint es dem Gremium geboten, dass so genau wie möglich ermittelt, festgelegt 


und erläutert wird, welche Daten warum entscheidungsrelevant sind. Dies stellt eine wichtige Auf-


gabe der BGE dar. Das gilt insbesondere für die sogenannten Bewertungsdaten. Es sind komplexe 


rechtliche Fragen zu beantworten, zu denen es unterschiedliche Rechtsauffassungen gibt, u. a.  


betreffend die verfassungsrechtlichen Anforderungen an den Schutz von Betriebs- und Geschäfts-


geheimnissen bei der Offenlegung von Geologiedaten. Das NBG hat den Eindruck, dass es mehr 


Austausch unter den beteiligten Akteuren bräuchte, um in fachlicher und rechtlicher Hinsicht der 


Sachlage gerecht zu werden und eine zügige Lösung zu ermöglichen.  


3. Der Deutsche Bundestag möge erwägen, inwieweit es regelungssystematisch ein 


zielführender Ansatz wäre, im GeolDG einen eigenen Abschnitt für die Geologieda-


ten im Standortauswahlverfahren einzufügen. 


Dem Transparenzgebot kommt im StandAG eine herausragende Bedeutung zu, welche eine eigene 


Betrachtung rechtfertigt. Das GeolDG soll das vorkonstitutionelle Lagerstättengesetz von 1934 ablö-


sen und die Bereitstellung geologischer Daten für sehr viele Bereiche und Bedarfe regeln. Durch die 


Schaffung eines eigenen Abschnitts bietet sich eventuell die Möglichkeit, die gesetzliche Forderung 


des StandAG an ein transparentes Verfahren gezielt umzusetzen, ohne dabei eine allgemeingültige 


Regelung für alle Bereiche und Bedarfe finden zu müssen. In diesem Zusammenhang sind mögli-


cherweise auch Fragen nach Entschädigungszahlungen zu klären. 


4. Der Deutsche Bundestag möge sicherstellen, dass ein GeolDG nicht zu einem  


Rückschritt wird und hinter bestehende rechtliche Grundlagen zurückfällt.  


So sehr das NBG mit vielen anderen Beteiligten auf ein solides GeolDG als rechtliche Grundlage 


hofft, so sehr gilt es sicherzustellen, dass es am Ende nicht sogar zu einem Rückschritt zu werden 


droht und hinter bestehende rechtliche Grundlagen zurückfällt. Das Risiko hierfür vermag das Be-


gleitgremium selber aktuell nicht einzuschätzen. Die Darstellung eines Arbeitsstandes des GeolDG 


durch das BMWi am 2. Februar 2019 lässt mangels Detailtiefe keine hinreichende Beurteilung zu, 


ob die angestrebten Lösungen, die vor allem auf einer Unterscheidung von drei Datenkategorien 


(Nachweis-, Fach- und Bewertungsdaten) und einer damit verbundenen Fristenlösung beruhen, 



http://www.nationales-begleitgremium.de/SharedDocs/Kurzmeldungen/DE/Geodaten_im_Brennpunkt/Artikel_Geodaten-im-Brennpunkt.html?nn=8552196
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tragfähig sind und die Bedarfe der BGE ausreichend berücksichtigen. Im GeolDG sollte zur Vermei-


dung eines Rückschritts eine Regelung enthalten sein, dass die Bereitstellung geologischer Daten 


nach dem Geodatenzugangsgesetz (GeoZG) – § 11 und § 12, der auf die §§ 8 Abs. 1 und 9  


Umweltinformationsgesetz (UIG) verweist – unberührt bleiben. Dadurch wäre bei geologischen  


Daten, die nach den geplanten Regelungen des GeolDG nicht bereitgestellt werden dürften, die 


Möglichkeit gewahrt, über eine Einzelfallabwägung bei Anwendung der o. g. Normen des GeoZG 


und UIG eine öffentliche Bereitstellung zu ermöglichen. 


5. Der Deutsche Bundestag möge Maßnahmen ergreifen und sich für die Bereitstel-


lung finanzieller Mittel einsetzen, um die erforderliche Datendigitalisierung zu 


ermöglichen und beschleunigen.  


Auf der Veranstaltung des NBG wurde aus den Reihen der geologischen Landesdienste die Einrich-


tung eines Fonds i. H. v. EUR 50 Mio. für die Datendigitalisierung vorgeschlagen. Dieser Vorschlag 


sollte auf Umsetzbarkeit geprüft werden. Der große Anteil nur analog vorliegender Daten stellt ein 


Problem dar. Eine umfassende, zügige Digitalisierung von Daten ist unverzichtbar. Die BGE hat be-


reits eine Strategie entwickelt, um mit dem Missstand umzugehen und eine Digitalisierung der von 


ihr für den Zwischenbericht Teilgebiete benötigten Daten sicherzustellen. Jenseits dessen benöti-


gen die Staatlichen Geologischen Dienste eine andere Ausstattung, um die Digitalisierung 


bewältigen zu können.  


6. Der Deutsche Bundestag möge prüfen, ob und in welcher Weise vereidigte Vertrau-


enspersonen/ein Vertrauensgremium eingesetzt werden können, sollten im 


Rahmen eines verfassungskonformen Gesetzes für die Veröffentlichung eines Teils 


der Daten weiterhin Einzelfallabwägungen erforderlich sein.  


Auf der Veranstaltung am 2. Februar 2019 schätzten die Vertreter*innen aus dem zuständigen  


Referat des BMWi, dass mit der im Gesetz angestrebten Fristenlösung 90 bis 95 Prozent der geolo-


gischen Daten unmittelbar frei zur Veröffentlichung werden. Für die restlichen Daten sei weiterhin 


eine Einzelfallabwägung erforderlich. Das NBG drängt darauf, einen Weg zu finden, damit auch 


diese Daten eingesehen werden können. Hier sollte die Möglichkeit geprüft werden, ob vereidigte 


Vertrauenspersonen/ein Vertrauensgremium eingesetzt werden können, und wenn ja, wie deren 


Rolle auszugestalten wäre. 


7. Der Deutsche Bundestag möge insgesamt der Schaffung guter Voraussetzungen für 


das gesamte Standortauswahlverfahren hohe Priorität einräumen. 


Das NBG hat Sorge, dass die schleppende Umsetzung eines GeolDG sich als ein Symptom für ein 


mangelndes Interesse am Standortauswahlverfahren insgesamt erweisen könnte. Dazu gehört es 


zum Beispiel, aktiv den Aufbau weiterer fachlicher Kompetenzen in den Fraktionen und Ausschüs-


sen zu befördern und das Thema mit den Mitteln, die dem Bundestag zur Verfügung stehen, wie  


z. B. Anhörungen, kontinuierlich wachzuhalten. Jede in der ersten Phase ausbleibende Anstrengung 


für ein partizipatives, wissenschaftsbasiertes, transparentes, selbsthinterfragendes und lernendes 


Verfahren (§ 1 Abs. 2 Satz 1 StandAG) könnte sich als Versäumnis herausstellen, das sich später 


nur schwer wieder heilen lässt.  
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Öffentliche Veranstaltung des Nationalen Begleitgremiums (NBG) zu  

Geologiedaten und Geologiedatengesetz am 2. Februar 2019 –  

Empfehlungen des NBG an den Deutschen Bundestag  

Datum: 12.03.2019 

Der Bedarf einer Rechtsgrundlage für die umfassende Veröffentlichung aller im Standortauswahl-

verfahren relevanten geologischen Daten war bereits bei der Verabschiedung des novellierten 

Gesetzes zur Suche und Auswahl eines Standortes für ein Endlager für hochradioaktive Abfälle 

(Standortauswahlgesetz - StandAG) im März 2017 bekannt. Schon 2016 hatte das Bundesministe-

rium für Wirtschaft und Energie (BMWi) der Kommission Lagerung hoch radioaktiver Abfallstoffe 

(„Endlagerkommission“) ein umgehendes Gesetzgebungsverfahren für ein Geowissenschaftsdaten-

gesetz, heute: Geologiedatengesetz (GeolDG) zugesagt. Das NBG hat am 2. Februar 2019 in Berlin 

eine öffentliche Veranstaltung zu Geologiedaten und GeolDG unter dem Titel „Geologische Daten 

im Brennpunkt: Transparenz als Voraussetzung für ein erfolgreiches Standortauswahlverfahren“ 

(Programm) durchgeführt. Ein Gesetzentwurf lag nicht vor, das zuständige Referat im BMWi  

präsentierte jedoch einen Zwischenstand. Die Resonanz auf der Veranstaltung am 2. Februar 2019 

hat den Bedarf an einer soliden, verfassungskonformen Rechtsgrundlage für die Veröffentlichung 

der geologischen Daten gezeigt.  

Vor diesem Hintergrund gibt das NBG dem Deutschen Bundestag folgende  

Empfehlungen (gemäß § 8 Abs. 1 S. 3 StandAG): 

Der Deutsche Bundestag möge 

1. dem GeolDG eine angemessene Priorität einräumen.  

2. ein Gesetz beschließen, das dem Transparenzgebot des StandAG gerecht wird.  

3. erwägen, inwieweit es regelungssystematisch ein zielführender Ansatz wäre,  

im GeolDG einen eigenen Abschnitt für die Geologiedaten im Standortauswahlver-

fahren einzufügen. In diesem Zusammenhang sind möglicherweise auch Fragen 

nach Entschädigungszahlungen zu klären. 

4. sicherstellen, dass ein GeolDG nicht zu einem Rückschritt wird und hinter  

bestehende rechtliche Grundlagen zurückfällt.  

5. Maßnahmen ergreifen und sich für die Bereitstellung finanzieller Mittel einsetzen,  

um die erforderliche Datendigitalisierung zu ermöglichen und beschleunigen.  

6. prüfen, ob und in welcher Weise vereidigte Vertrauenspersonen/ein Vertrauensgre-

mium eingesetzt werden können, sollten im Rahmen eines verfassungskonformen 

Gesetzes für die Veröffentlichung eines Teils der Daten weiterhin Einzelfallabwä-

gungen erforderlich sein.  

7. insgesamt der Schaffung guter Voraussetzungen für das gesamte Standortaus-

wahlverfahren hohe Priorität einräumen. 

Erläuterungen nachfolgend. 
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1. Der Deutsche Bundestag möge dem GeolDG eine angemessene Priorität einräumen. 

Das NBG empfiehlt dem Deutschen Bundestag, seine abwartende Haltung aufzugeben und enga-

giert eine zügige rechtliche Regelung einzufordern sowie mit zu ermöglichen. Es sollte alles dafür 

getan werden, weitere Verzögerungen zu verhindern, denn diese lassen bereits zu einem frühen 

Zeitpunkt deutliche Zweifel an der glaubwürdigen Durchführbarkeit des anspruchsvollen Standort-

auswahlverfahrens aufkommen. Das Parlament möge sich nicht durch die aktuell noch verhältnis-

mäßig geringe Aufmerksamkeit in der Bevölkerung für das Thema täuschen lassen. Die Folgen  

einer ausbleibenden Regelung würden im Verlauf des Verfahrens, sobald Teile der Gesellschaft 

stärker zu Betroffenen werden, schon in absehbarer Zeit massiv zutage treten und mutmaßlich  

für eine erhebliche Infragestellung des Verfahrens sorgen. Dies tritt spätestens ein, wenn die  

Bundesgesellschaft für Endlagerung mbH (BGE) ihren Zwischenbericht Teilgebiete nach § 13 Abs. 

2 StandAG vorlegen muss, jedoch nicht sämtliche für die getroffene Auswahl entscheidungserhebli-

chen Tatsachen und Erwägungen zu veröffentlichen vermag. 

2. Der Deutsche Bundestag möge ein Gesetz beschließen, das dem Transparenzgebot 

des StandAG gerecht wird.  

Die Veröffentlichung sämtlicher für das Standortauswahlverfahren entscheidungsrelevanter Geolo-

giedaten ist im überwiegenden öffentlichen Interesse erforderlich. Nur durch die Veröffentlichung 

der Daten ist die Nachvollziehbarkeit des Verfahrens möglich und kann das erforderliche Vertrauen 

der Bürger*innen in den Prozess entstehen. Zur Auflösung eventueller Konflikte betreffend die Ver-

öffentlichung scheint es dem Gremium geboten, dass so genau wie möglich ermittelt, festgelegt 

und erläutert wird, welche Daten warum entscheidungsrelevant sind. Dies stellt eine wichtige Auf-

gabe der BGE dar. Das gilt insbesondere für die sogenannten Bewertungsdaten. Es sind komplexe 

rechtliche Fragen zu beantworten, zu denen es unterschiedliche Rechtsauffassungen gibt, u. a.  

betreffend die verfassungsrechtlichen Anforderungen an den Schutz von Betriebs- und Geschäfts-

geheimnissen bei der Offenlegung von Geologiedaten. Das NBG hat den Eindruck, dass es mehr 

Austausch unter den beteiligten Akteuren bräuchte, um in fachlicher und rechtlicher Hinsicht der 

Sachlage gerecht zu werden und eine zügige Lösung zu ermöglichen.  

3. Der Deutsche Bundestag möge erwägen, inwieweit es regelungssystematisch ein 

zielführender Ansatz wäre, im GeolDG einen eigenen Abschnitt für die Geologieda-

ten im Standortauswahlverfahren einzufügen. 

Dem Transparenzgebot kommt im StandAG eine herausragende Bedeutung zu, welche eine eigene 

Betrachtung rechtfertigt. Das GeolDG soll das vorkonstitutionelle Lagerstättengesetz von 1934 ablö-

sen und die Bereitstellung geologischer Daten für sehr viele Bereiche und Bedarfe regeln. Durch die 

Schaffung eines eigenen Abschnitts bietet sich eventuell die Möglichkeit, die gesetzliche Forderung 

des StandAG an ein transparentes Verfahren gezielt umzusetzen, ohne dabei eine allgemeingültige 

Regelung für alle Bereiche und Bedarfe finden zu müssen. In diesem Zusammenhang sind mögli-

cherweise auch Fragen nach Entschädigungszahlungen zu klären. 

4. Der Deutsche Bundestag möge sicherstellen, dass ein GeolDG nicht zu einem  

Rückschritt wird und hinter bestehende rechtliche Grundlagen zurückfällt.  

So sehr das NBG mit vielen anderen Beteiligten auf ein solides GeolDG als rechtliche Grundlage 

hofft, so sehr gilt es sicherzustellen, dass es am Ende nicht sogar zu einem Rückschritt zu werden 

droht und hinter bestehende rechtliche Grundlagen zurückfällt. Das Risiko hierfür vermag das Be-

gleitgremium selber aktuell nicht einzuschätzen. Die Darstellung eines Arbeitsstandes des GeolDG 

durch das BMWi am 2. Februar 2019 lässt mangels Detailtiefe keine hinreichende Beurteilung zu, 

ob die angestrebten Lösungen, die vor allem auf einer Unterscheidung von drei Datenkategorien 

(Nachweis-, Fach- und Bewertungsdaten) und einer damit verbundenen Fristenlösung beruhen, 

http://www.nationales-begleitgremium.de/SharedDocs/Kurzmeldungen/DE/Geodaten_im_Brennpunkt/Artikel_Geodaten-im-Brennpunkt.html?nn=8552196
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tragfähig sind und die Bedarfe der BGE ausreichend berücksichtigen. Im GeolDG sollte zur Vermei-

dung eines Rückschritts eine Regelung enthalten sein, dass die Bereitstellung geologischer Daten 

nach dem Geodatenzugangsgesetz (GeoZG) – § 11 und § 12, der auf die §§ 8 Abs. 1 und 9  

Umweltinformationsgesetz (UIG) verweist – unberührt bleiben. Dadurch wäre bei geologischen  

Daten, die nach den geplanten Regelungen des GeolDG nicht bereitgestellt werden dürften, die 

Möglichkeit gewahrt, über eine Einzelfallabwägung bei Anwendung der o. g. Normen des GeoZG 

und UIG eine öffentliche Bereitstellung zu ermöglichen. 

5. Der Deutsche Bundestag möge Maßnahmen ergreifen und sich für die Bereitstel-

lung finanzieller Mittel einsetzen, um die erforderliche Datendigitalisierung zu 

ermöglichen und beschleunigen.  

Auf der Veranstaltung des NBG wurde aus den Reihen der geologischen Landesdienste die Einrich-

tung eines Fonds i. H. v. EUR 50 Mio. für die Datendigitalisierung vorgeschlagen. Dieser Vorschlag 

sollte auf Umsetzbarkeit geprüft werden. Der große Anteil nur analog vorliegender Daten stellt ein 

Problem dar. Eine umfassende, zügige Digitalisierung von Daten ist unverzichtbar. Die BGE hat be-

reits eine Strategie entwickelt, um mit dem Missstand umzugehen und eine Digitalisierung der von 

ihr für den Zwischenbericht Teilgebiete benötigten Daten sicherzustellen. Jenseits dessen benöti-

gen die Staatlichen Geologischen Dienste eine andere Ausstattung, um die Digitalisierung 

bewältigen zu können.  

6. Der Deutsche Bundestag möge prüfen, ob und in welcher Weise vereidigte Vertrau-

enspersonen/ein Vertrauensgremium eingesetzt werden können, sollten im 

Rahmen eines verfassungskonformen Gesetzes für die Veröffentlichung eines Teils 

der Daten weiterhin Einzelfallabwägungen erforderlich sein.  

Auf der Veranstaltung am 2. Februar 2019 schätzten die Vertreter*innen aus dem zuständigen  

Referat des BMWi, dass mit der im Gesetz angestrebten Fristenlösung 90 bis 95 Prozent der geolo-

gischen Daten unmittelbar frei zur Veröffentlichung werden. Für die restlichen Daten sei weiterhin 

eine Einzelfallabwägung erforderlich. Das NBG drängt darauf, einen Weg zu finden, damit auch 

diese Daten eingesehen werden können. Hier sollte die Möglichkeit geprüft werden, ob vereidigte 

Vertrauenspersonen/ein Vertrauensgremium eingesetzt werden können, und wenn ja, wie deren 

Rolle auszugestalten wäre. 

7. Der Deutsche Bundestag möge insgesamt der Schaffung guter Voraussetzungen für 

das gesamte Standortauswahlverfahren hohe Priorität einräumen. 

Das NBG hat Sorge, dass die schleppende Umsetzung eines GeolDG sich als ein Symptom für ein 

mangelndes Interesse am Standortauswahlverfahren insgesamt erweisen könnte. Dazu gehört es 

zum Beispiel, aktiv den Aufbau weiterer fachlicher Kompetenzen in den Fraktionen und Ausschüs-

sen zu befördern und das Thema mit den Mitteln, die dem Bundestag zur Verfügung stehen, wie  

z. B. Anhörungen, kontinuierlich wachzuhalten. Jede in der ersten Phase ausbleibende Anstrengung 

für ein partizipatives, wissenschaftsbasiertes, transparentes, selbsthinterfragendes und lernendes 

Verfahren (§ 1 Abs. 2 Satz 1 StandAG) könnte sich als Versäumnis herausstellen, das sich später 

nur schwer wieder heilen lässt.  
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